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§ 7
V ersanddispositionen

(1) Der Besteller ist verpflichtet, dem Lieferer spä­
testens zwei Wochen vor jedem vereinbarten Liefer­
termin seine Versanddispositionen zugehen zu lassen.

Bei vereinbarter vorfristiger Lieferung hat er seine 
Versanddispositionen nach Kenntnis der Lieferbereit­
schaft unverzüglich dem Lieferer bekanntzugeben.

(2) Kann wegen Fehlens der Versanddispositionen
der Vertragsgegenstand nicht termingerecht versandt 
werden, ist der Lieferer berechtigt, ihn für den Be­
steller auf dessen Kosten und Gefahr einzulagern und 
Rechnung zu erteilen. *

(3) Gehen dem Lieferer die Versanddispositionen 
nicht rechtzeitig zu, so verschiebt sich der Liefertermin 
zugunsten des Lieferers um die Zeit, um die sich der 
Eingang der Versanddispositionen verzögert hat.

'
§ 8

Versandverpflichtung, Versandart
(1) Der Lieferer ist verpflichtet, den Vertragsgegen­

stand zu versenden. Jeder Lieferung ist ein Liefer­
schein mit genauer Spezifikation oder Duplikat der 
Rechnung beizufügen.

(2) Die Versandart ist bei Vertragsabschluß festzu­
legen. Soweit vom Besteller keine Angaben über die 
Versandart gemacht werden, erfolgt der Versand nach 
dem Ermessen des Lieferers. Für Expreßversand muß 
die Zustimmung des Bestellers vorliegen.

•
§ 9

Mitteilungspflichten, vorzeitige Lieferung
(1) Erkennt der Lieferer, daß er trotz aller Anstren­

gungen den vereinbarten Liefertermin nicht einhalten 
kann, so ist er verpflichtet, den Besteller unter Mit­
teilung der Gründe unverzüglich, spätestens vier 
Wochen vor Ablauf des Liefertermins, zu benachrichti­
gen und ihm zu erklären, wann die Auslieferung er­
folgen kann.

Äußert sich der Besteller nicht binnen zehn Werktagen 
nach Eingang der Mitteilung des Lieferers, so kann 
er die Abnahme des Vertragsgegenstandes wegen ver­
späteter Lieferung nicht verweigern. Erklärt der Be­
steller, daß er die verspätete Lieferung nicht abnehmen 
werde, so hat er eine begründete Erklärung des zu­
ständigen Verwaltungsorgans über die Nichtzumut­
barkeit der Abnahme unverzüglich beizubringen.

(2) Der Lieferer ist nur mit Einverständnis des Be­
stellers berechtigt, den Vertragsgegenstand vorfristig 
auszuliefern. Bei nicht vereinbarter vorfristiger Lie­
ferung ist der Besteller berechtigt, die Waren auf 
Kosten und Gefahr des Lieferers einzulagern; in diesem 
Falle darf die Rechnungserteilun» durch den Lieferer 
erst zum vertraglich vereinbarten Liefertermin er­
folgen. I

§ 10 
Verpackung

(1) 'Der Lieferer ist verpflichtet, den Vertragsgegen­
stand entsprechend seiner Materialeigenart handelsüb­
lich zu verpacken. Ist infolge mangelhafter Verpackung 
des Vertragsgegenstandes eine Nachbehandlung vor 
dem Verkauf erforderlich, so gelten die Bestimmun­
gen des § 14 Absätze 1 und 4 hierfür sinngemäß.

(2) Sonderverpackung erfolgt nur auf besonderes 
Verlangen des Bestellers und wird zum Selbstkosten­
preis berechnet,

(3) Der Besteller ist verpflichtet, das zum mehr­
maligen Versand geeignete Verpackungsmaterial frei 
Empfangsstation des Lieferers zurückzusenden.

Soweit in den gesetzlichen Bestimmungen über die 
Rückgabe von Leihverpackung nichts anderes festgelegt 
ist, sind über die Rückgabe von Aufmachungsmaterial, 
das zum mehrmaligen Gebrauch geeignet ist, beson­
dere Vereinbarungen zu treffen. Kisten gelten als 
Leihverpackung. Kistenabnutzungsgebühren sind nicht 
zu berechnen.

(4) Im übrigen gelten für die Rückgabe von Leih­
verpackung, ihre Vergütung und die Berechnung von 
Vertragsstrafen die jeweiligen gesetzlichen Bestim­
mungen.

§ 11
Erfüllungsort und Transportgefahr

(1) Erfüllungsort ist der Sitz des Lieferers. Die 
Lieferung erfolgt frei verladen Versandstation. Haben 
Lieferer und Besteller ihren Sitz am gleichen Ort, so 
erfolgt die Lieferung frei Lager des Empfängers,

(2) Der Besteller trägt die Gefahr des Transportes ab 
Lieferwerk.

§.12
Entgegen- und Abnahme

(1) Der Besteller ist verpflichtet, den Vertragsgegen­
stand bei Anlieferung entgegenzunehmen. Er ist zur 
Abnahme nur dann verpflichtet, wenn die verein­
barten Bedingungen erfüllt sind. Zur Abnahmever­
weigerung wegen verspäteter Lieferung ist der Be­
steller nur dann berechtigt, wenn ihm die Abnahme 
nicht mehr zugemutet werden kann, insbesondere, 
wenn der Lieferer der Mitteilungspflicht nach § 9 Abs. 1 
nicht nachgekommen ist.

(2) Wenn der Besteller eine vereinbarte Lieferung 
vertragswidrig nicht entgegennimmt, ist der Lieferer 
zu deren Einlagerung auf Kosten ünd Gefahr des Be­
stellers und zur Rechnungserteilung berechtigt.

§ 13
Rechnungserteilung, Bezahlung

(1) Die Ausstellung der Rechnungen erfolgt nach der 
Verordnung vom 11. September 1952 über die Ausstel­
lung und den Inhalt von Rechnungen für Warenliefe­
rungen und Leistungen (GBl. S. 859). Darüber hinaus 
müssen die Rechnungen die nach § 4 der Preisverord- 
riung Nr. 329 vom 2. Januar 1954 — Verordnung über 
Preise für Textilwaren — (GBl. S. 89) und die nach der 
Anordnung vom 23. Dezember 1954 über die Ausstellung 
und den Inhalt von Rechnungen in der volkseigenen 
Wirtschaft bei Lieferungen an den Groß- und Einzel­
handel (ZB1. S. 625) erforderlichen Angaben enthalten. 
Gleichzeitig ist anzugeben, ob es sich um eine Teil­
lieferung oder um die Endauslieferung handelt. Bei 
Meterware sind Menge und Preis in Quadratmeter 
und laufende Meter anzugeben. Bei Stückware ist auf 
den Rechnungen die Größeneinteilung anzugeben.

(2) Der Besteller ist verpflichtet, die ihm erteilten 
Rechnungen unter Beachtung der hierfür geltenden 
Bestimmungen zu begleichen.

(3) Auf den Rechnungen und Verpackungsmitteln ist 
ein gleichlautendes Signum anzubringen.


